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Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer 
Vorschriften zur Digitalisierung der Verwaltung  
(OZG-Änderungsgesetz - OZGÄndG) 

 

 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 155. Sitzung am 23. Februar 2024 auf-

grund der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für  

Inneres und Heimat – Drucksache 20/10417 – den von der Bundesregierung 

eingebrachten 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie  

weiterer Vorschriften zur Digitalisierung der Verwaltung  

(OZG-Änderungsgesetz – OZGÄndG) 

– Drucksache 20/8093 – 

 

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.  

                                              
Fristablauf: 22.03.24 

Erster Durchgang: Drs. 226/23 



 

 

 

 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 1 wird das Wort „sowie“ durch das Wort „einschließlich“ ersetzt. 

bbb) In Nummer 2 wird das Wort „sowie“ durch die Wörter „und einschließlich“ 
ersetzt. 

bb) § 1a wird wie folgt geändert: 

aaa) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

(1) „ Bund und Länder sind verpflichtet, ihre Verwaltungsleistungen auch 
elektronisch über Verwaltungsportale anzubieten. Davon abweichend sollen 
Verwaltungsleistungen, die der Ausführung von Bundesgesetzen dienen und 
ausschließlich Nutzer im Sinne des § 2 Absatz 4 Nummer 2 betreffen, 
spätestens mit Ablauf des fünften auf die Verkündung des Gesetzes vom … 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes] folgenden 
Kalenderjahres ausschließlich elektronisch angeboten werden. Von dem 
ausschließlich elektronischen Angebot einer Verwaltungsleistung nach Satz 2 
kann bei berechtigtem Interesse des Nutzers abgewichen werden. Erfolgt ein 
ausschließlich elektronisches Angebot bereits vor Ablauf des Zeitraums nach 
Satz 2, so ist darüber an geeigneter Stelle mit angemessenem Vorlauf 
elektronisch zu informieren.“ 

bbb) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

(2) „ Nach Ablauf des vierten auf die Verkündung des Gesetzes vom … 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes] folgenden 
Kalenderjahres haben Nutzer einen Anspruch auf einen elektronischen Zugang 
zu den Verwaltungsleistungen des Bundes. Schadensersatzansprüche und 
Entschädigungsansprüche sind ausgeschlossen.“ 

ccc) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 3 und 4. 

b) Nummer 2 Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

‚c) Die Absätze 4 und 5 werden wie folgt gefasst:  

(4) „ „Nutzer“ im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. natürliche Personen,  

2. Unternehmen im Sinne des § 3 Absatz 1 des 
Unternehmensbasisdatenregistergesetzes und  

3. Behörden. 

(5) Ein „Nutzerkonto“ ist eine zentrale IT-Komponente zur einmaligen oder 
dauerhaften Identifizierung und Authentifizierung der Nutzer zu Zwecken der 
Inanspruchnahme von Verwaltungsleistungen der öffentlichen Verwaltung sowie zur 
vorgangsbezogenen sicheren Kommunikation über ein Postfach im Sinne des 
Absatzes 7. Ein Nutzerkonto wird als Bürger- oder Organisationskonto bereitgestellt. 
Das „Bürgerkonto“ ist ein Nutzerkonto, das natürlichen Personen zur Verfügung 
steht. Das „Organisationskonto“ ist ein Nutzerkonto, das Unternehmen im Sinne des 
§ 3 Absatz 1 des Unternehmensbasisdatenregistergesetzes sowie Behörden zur 
Verfügung steht.“ ‘ 
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c) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „§§ 3, 3a und 3b“ wird durch die Angabe „§§ 3 und 3a“ ersetzt. 

bb) § 3b wird gestrichen. 

d) Nummer 4 Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

c) ‚ Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

(3) „ Bei der Bereitstellung der IT-Komponenten im Sinne des Absatzes 1 sollen 
offene Standards und offene Schnittstellen verwendet werden und soll Open-Source-
Software vorrangig vor solcher Software eingesetzt werden, deren Quellcode nicht 
öffentlich zugänglich ist oder deren Lizenz die Verwendung, Weitergabe und 
Veränderung einschränkt.“ ‘ 

e) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

6. ‚ § 6 wird wie folgt gefasst: 

„§ 6 

Standards; Verordnungsermächtigungen 

(1) Für die informationstechnischen Systeme, die für den übergreifenden 
informationstechnischen Zugang zu den Verwaltungsleistungen von Bund und 
Ländern genutzt werden, legt das Bundesministerium des Innern und für Heimat im 
Benehmen mit dem IT-Planungsrat bis zum Ablauf des zweiten auf die Verkündung 
des Gesetzes vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes] 
folgenden Kalenderjahres durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die erforderlichen 

1. Architekturvorgaben, 

2. Qualitätsanforderungen und 

3. Interoperabilitätsstandards einschließlich der Prozessmodelle, Datenformate, 
Transportprotokolle, Schnittstellenbeschreibungen zur Anbindung von 
Onlineverfahren und Fachverfahren sowie die für die Anbindung von 
Basisdiensten erforderlichen Schnittstellen 

fest. 

(2) Für die Abwicklung von Verwaltungsverfahren, die der Durchführung 
unmittelbar geltender Rechtsakte der Europäischen Union, für die dem Bund die 
Gesetzgebungskompetenz zusteht, oder der Ausführung von Bundesgesetzen dienen, 
legt das für den jeweiligen Rechtsakt oder das jeweilige Bundesgesetz zuständige 
Bundesministerium im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und 
für Heimat durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Vorgaben 
im Sinne des Absatzes 1 fest. Das Bundesministerium des Innern und für Heimat 
setzt sich mit dem IT-Planungsrat hierzu ins Benehmen. 

(3) Die Einhaltung der durch die Rechtsverordnung nach den Absätzen 1 und 2 
festgelegten Vorgaben ist für alle Stellen verbindlich, deren Verwaltungsleistungen 
über den Portalverbund angeboten werden. Von den durch die Rechtsverordnung 
nach den Absätzen 1 und 2 getroffenen Regelungen kann durch Landesrecht nicht 
abgewichen werden. § 4 Absatz 2 gilt entsprechend. 
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(4) Das Bundesministerium des Innern und für Heimat oder die von ihm 
beauftragte Stelle veröffentlicht in strukturierter Form elektronisch an zentraler Stelle 
die im Anwendungsbereich des Onlinezugangsgesetzes von Bund und Ländern 
angewendeten Standards. Zu Schnittstellen von IT-Komponenten sollen 
Spezifikationen und Dokumentationen in der jeweils aktuellen Fassung veröffentlicht 
werden. Das Bundesministerium des Innern und für Heimat kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Aufgabe nach Satz 1  

1. mit dessen Einvernehmen einem Land oder 

2. einer anderen öffentlich-rechtlich getragenen Einrichtung  

übertragen.“ ‘ 

f) In Nummer 7 wird dem § 7 Absatz 1 folgender Satz angefügt: 

„Nutzer sollen in die Entwicklung neuer elektronischer Angebote einbezogen werden.“ 

g) Nummer 8 wird wie folgt gefasst: 

‚8. § 8 wird wie folgt gefasst: 

„§ 8 

Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung in Nutzerkonten und zu 
Identifizierungszwecken 

(1) Zur Feststellung der Identität des Nutzers eines Bürgerkontos dürfen, soweit 
dies erforderlich ist, folgende Daten verarbeitet werden: 

1. Daten nach § 18 Absatz 3 des Personalausweisgesetzes, 

2. die eindeutige Kennung sowie die spezifischen Daten, die von notifizierten 
elektronischen Identifizierungsmitteln nach der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 
vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für 
elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 
1999/93/EG (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 73), die zuletzt durch die Richtlinie 
(EU) 2022/2555 (ABl. L 333 vom 27.12.2022, S. 80) geändert worden ist, 
übermittelt werden, 

3. die eindeutige Kennung, die von sonstigen anerkannten elektronischen 
Identifizierungsmitteln übermittelt wird, und 

4. die Postfachreferenz des Nutzerkontos.  

Bei späterer Nutzung des Nutzerkontos mit dem elektronischen Identitätsnachweis 
nach § 18 des Personalausweisgesetzes, nach § 12 des eID-Karte-Gesetzes oder nach 
§ 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes sind grundsätzlich das dienste- und 
kartenspezifische Kennzeichen und die Anschrift zu übermitteln, bei elektronischen 
Identifizierungsmitteln nach Satz 1 Nummer 2 und 3 nur die jeweilige eindeutige 
Kennung. 

(2) Zur Feststellung der Identität des Nutzers eines Organisationskontos und zur 
Feststellung der Vertretungs- oder Handlungsbefugnis einer für die Organisation 
handelnden natürlichen oder juristischen Person dürfen, soweit dies erforderlich ist, 
folgende Daten verarbeitet werden: 

1. Unternehmensbasisdaten nach § 3 des Unternehmensbasisdatenregistergesetzes, 
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2. Daten nach § 139b Absatz 4a und § 139c Absatz 6a der Abgabenordnung, 

3. die eindeutige Kennung sowie spezifische Daten, die von notifizierten 
elektronischen Identifizierungsmitteln nach der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 
übermittelt werden, 

4. die eindeutige Kennung, die von sonstigen anerkannten elektronischen 
Identifizierungsmitteln übermittelt wird, 

5. die Postfachreferenzen des Nutzerkontos, 

6. Daten zur Vertretungs- oder Handlungsbefugnis sowie Daten nach Absatz 1 der 
für eine Organisation handelnden natürlichen Personen und 

7. Daten der Mitglieder des Vertretungsorgans oder der gesetzlichen Vertreter. 

Ist ein Mitglied des Vertretungsorgans oder der gesetzliche Vertreter eine juristische 
Person, so können deren Daten nach diesem Absatz verwendet werden. 

(3) Zur Feststellung der Identität eines Nutzers darf die Finanzbehörde, die im 
Auftrag der obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder das sichere 
Verfahren nach § 87a Absatz 6 der Abgabenordnung betreibt, 

1. die in § 139b Absatz 4a und § 139c Absatz 6a der Abgabenordnung aufgeführten 
Daten des Bundeszentralamts für Steuern sowie entsprechende, für das 
Besteuerungsverfahren gespeicherte Daten der Finanzämter bei diesen 
Finanzbehörden im automatisierten Verfahren auf Veranlassung des Nutzers 
abrufen und  

2. die abgerufenen Daten auf Veranlassung des Nutzers an dessen Nutzerkonto 
übermitteln. 

(4) Daten im Sinne der Absätze 1 und 2 dürfen auf Veranlassung des Nutzers 
auch zwischen den Nutzerkonten im Portalverbund ausgetauscht werden.  

(5) Zur Kommunikation mit dem Nutzer dürfen zusätzlich folgende Daten 
verarbeitet werden:  

1. Anrede,  

2. weitere Anschriften,  

3. De-Mail-Adresse oder vergleichbare Adresse eines Zustelldienstes eines 
Mitgliedstaats der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nach der Verordnung (EU) 
Nr. 910/2014, 

4. E-Mail-Adresse,  

5. Telefon- oder Mobilfunknummer,  

6. Telefaxnummer und  

7. Kommunikationsinhaltsdaten. 

(6) Auf Veranlassung des Nutzers dürfen elektronische Dokumente zu 
Verwaltungsvorgängen und Status- und Verfahrensinformationen an das Nutzerkonto 
übermittelt und für Zwecke des Nutzerkontos verarbeitet werden, soweit dies 
erforderlich ist. 
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(7) Auf Veranlassung des Nutzers ist eine dauerhafte Speicherung der Daten 
nach den Absätzen 1, 2, 5 und 6 zulässig. Im Falle der dauerhaften Speicherung muss 
der Nutzer jederzeit die Möglichkeit haben, das Nutzerkonto und alle gespeicherten 
Daten selbständig zu löschen. Das Bürgerkonto wird bei zweijähriger Inaktivität des 
Nutzers automatisch gelöscht. Der Nutzer wird zwei Monate vorher automatisch 
elektronisch über die anstehende Löschung benachrichtigt. Die elektronische 
Identifizierung kann jeweils mittels einer einmaligen Abfrage der Identitätsdaten 
erfolgen. 

(8) Die für den jeweiligen Zweck erforderlichen Daten nach den Absätzen 1, 2, 5 
und 6 sowie nach § 9 Absatz 1 dürfen auf Veranlassung des Nutzers an die für die 
Verwaltungsleistung zuständige Behörde, ein Verwaltungsportal oder einen 
Onlinedienst übermittelt werden und durch diese verarbeitet werden, soweit dies für 
die Zwecke der Unterstützung bei der Inanspruchnahme elektronischer 
Verwaltungsleistungen oder deren Abwicklung erforderlich ist. Die Verantwortung 
für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt der Dritte, an den die Daten übermittelt 
werden. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, darf der Dritte die Daten nur 
für den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden. 

(9) Soweit nach den Absätzen 5 bis 8 Daten verarbeitet werden dürfen, gilt dies 
auch für besondere Kategorien personenbezogener Daten nach Artikel 9 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679. § 22 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt 
entsprechend. 

(10) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Nutzerkonto nach den 
Absätzen 1 bis 9 ist die für das Nutzerkonto jeweils zuständige Stelle nach Artikel 4 
Nummer 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; 
L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35) 
ausschließlich verantwortlich. Teilen sich mehrere Stellen die Zuständigkeit für ein 
Nutzerkonto, sind diese nach Artikel 26 der Verordnung (EU) 2016/679 gemeinsam 
verantwortlich.“ ‘ 

h) Nummer 9 wird wie folgt geändert:  

aa) Die Überschrift des § 8a wird wie folgt gefasst:  

„§ 8a 

Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung in einem länderübergreifenden 
Onlinedienst“. 

bb) In § 8a Absatz 1 Satz 1 und 2, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 Satz 1 
wird jeweils vor dem Wort „Onlinedienst“ das Wort „länderübergreifenden“ 
eingefügt. 

i) Nummer 12 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Buchstabe b werden die folgenden Buchstaben c und d eingefügt: 

c) ‚ In Absatz 1 Satz 2 werden vor dem Wort „diejenigen“ die Wörter „bis zum 
Vorliegen der technischen und rechtlichen Voraussetzungen für eine Erfassung 
weiterer Datenübermittlungen zunächst“ eingefügt. 
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d) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Im Datenschutzcockpit werden nach Maßgabe von Absatz 4 Satz 3 
ausschließlich Protokolldaten nach § 9 des Identifikationsnummerngesetzes 
einschließlich der dazu durch die Registermodernisierungsbehörde und die 
Register übermittelten Inhaltsdaten sowie die Bestandsdaten der Register 
angezeigt.“ ‘  

bb) Die bisherigen Buchstaben c und d werden die Buchstaben e und f. 

j) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

‚13. § 11 wird wie folgt gefasst: 

„§ 11 

Monitoring und Evaluierung 

Das Bundesministerium des Innern und für Heimat führt beginnend mit dem … 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 9 dieses Gesetzes] fortlaufend ein 
Monitoring zu der Umsetzung der Vorschriften dieses Gesetzes durch. Das 
Bundesministerium des Innern und für Heimat beauftragt eine fachunabhängige 
wissenschaftliche Einrichtung, dieses Gesetz alle drei Jahre, erstmals nach Ablauf von 
drei Jahren nach dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 9 dieses 
Gesetzes], zu evaluieren. Die Evaluationsberichte werden elektronisch 
veröffentlicht.“ ‘ 

k) Nummer 14 wird wie folgt gefasst: 

‚14. Folgender § 12 wird angefügt: 

„§ 12 

Übergangsregelungen zu § 3; Verordnungsermächtigungen 

(1) Bis zum … [einsetzen: Tag und Monat des Inkrafttretens nach Artikel 9 
dieses Gesetzes sowie Jahr des dritten auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden 
Jahres] kann die Identifizierung und Authentifizierung der Nutzer im Sinne des § 2 
Absatz 4 Nummer 1 für elektronische Verwaltungsleistungen im Portalverbund auch 
über die bisherigen Nutzerkonten der Länder oder eines Fachportals erfolgen. 

(2) Bis zum 30. Juni 2026 kann der elektronische Identitätsnachweis im 
Bürgerkonto außerdem für elektronische Verwaltungsleistungen, für die höchstens 
das Vertrauensniveau „substantiell“ erforderlich ist, durch ein sicheres Verfahren 
nach § 87a Absatz 6 der Abgabenordnung oder durch ein anderes elektronisches 
Identifizierungsmittel, welches nach Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 
mindestens mit dem Sicherheitsniveau „substantiell“ im Sinne des Artikels 8 
Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 anerkannt worden ist, 
erfolgen. Das Bundesministerium des Innern und für Heimat wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, eine von Satz 1 
abweichende längere Frist festzulegen. Bis zum 30. Juni 2026 werden die nach § 87a 
Absatz 6 der Abgabenordnung in der Steuerverwaltung bis einschließlich 
31. Dezember 2019 eingesetzten sicheren Verfahren bundesweit zum Nachweis der 
Identität auf dem Vertrauensniveau „substantiell“ anerkannt. Das Bundesministerium 
des Innern und für Heimat und das Bundesministerium der Finanzen werden 
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ermächtigt, durch gemeinsame Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, eine von Satz 3 abweichende längere Frist festzulegen. 

(3) Abweichend von § 3 Absatz 3 ist bis zum Ablauf der Frist nach § 3 Absatz 4 
Nummer 2 Buchstabe a von der Verwendung des einheitlichen Organisationskontos 
abzusehen, wenn für die Inanspruchnahme einer elektronischen Verwaltungsleistung 
und die sonstige elektronische Kommunikation ausnahmsweise ein höheres 
Vertrauensniveau erforderlich ist. 

(4) Öffentliche Stellen sind von der Verpflichtung nach § 3 Absatz 3 bis 
einschließlich 31. Dezember 2031 ausgenommen in Bezug auf elektronische 
Verwaltungsleistungen, die der Durchführung der Verordnung (EU) 2021/1060 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemeinsamen Be-
stimmungen für den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den 
Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerechten 
Übergang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit 
Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den Asyl-, Migrations- und 
Integrationsfonds, den Fonds für die innere Sicherheit und das Instrument für 
finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABl. L 231 vom 
30.6.2021, S. 159), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2023/435 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Februar 2023 zur Änderung der Verordnung (EU) 
2021/241 in Bezug auf REPowerEU-Kapitel in den Aufbau- und Resilienzplänen und 
zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1303/2013, (EU) 2021/1060 und 
(EU) 2021/1755 sowie der Richtlinie 2003/87/EG (ABl. L 63 vom 28.2.2023, S. 1) 
geändert worden ist, sowie der Verordnung (EU) 2021/2115 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 2. Dezember 2021 mit Vorschriften für die 
Unterstützung der von den Mitgliedstaaten im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik 
zu erstellenden und durch den Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EGFL) und den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) zu finanzierenden Strategiepläne (GAP-Strategiepläne) und 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 sowie der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 (ABl. L 435 vom 6.12.2021, S. 1), die zuletzt durch die Delegierte 
Verordnung (EU) 2022/648 der Kommission vom 15. Februar 2022 (ABl. L 119 vom 
21.4.2021, S. 1) geändert worden ist, und der Verordnung (EU) 2021/2116 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 2. Dezember 2021 über die 
Finanzierung, Verwaltung und Überwachung der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur 
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 (ABl. L 435 vom 6.12.2021, S. 187), 
die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2022/1408 der Kommission (ABl. 
L 216 vom 19.8.2021, S. 1) geändert worden ist, dienen. 

(5) Das Bundesministerium des Innern und für Heimat und das 
Bundesministerium der Finanzen werden ermächtigt, durch gemeinsame 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Fristen 
nach § 3 Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe a und b zu verlängern. 

(6) Wird der Nachweis der Identität nach § 3 Absatz 4 Nummer 1 erbracht, so 
kann die spätere Authentisierung des Nutzers auch durch Authentisierungsmittel 
nach § 10 Absatz 3a des Personalausweisgesetzes erfolgen.“ ‘ 
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2. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Buchstabe a wird folgender Buchstabe b eingefügt: 

„b) Absatz 2 wird aufgehoben.“ 

bb) Der bisherige Buchstabe b wird Buchstabe c und wird wie folgt gefasst: 

‚c) Absatz 3 wird Absatz 2 und wird wie folgt gefasst:  

„(2) Jede Behörde des Bundes ist verpflichtet, in Verwaltungsverfahren, in 
denen sie die Identität einer Person auf Grund einer Rechtsvorschrift 
festzustellen hat oder aus anderen Gründen eine Identifizierung für notwendig 
erachtet, einen elektronischen Identitätsnachweis nach § 18 des 
Personalausweisgesetzes, nach § 12 des eID-Karte-Gesetzes oder nach § 78 
Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes anzubieten. Mit der Anbindung an das 
Bürgerkonto nach § 3 Absatz 1 des Onlinezugangsgesetzes wird diese 
Verpflichtung erfüllt.“ ‘ 

b) Der Nummer 4 § 2a Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:  

„Auf der Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung mit dem Bundesministerium des 
Innern und für Heimat können Länder diesen Siegeldienst zur Unterstützung der 
elektronischen Verwaltungstätigkeit ihrer Behörden mitnutzen.“ 

c) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

‚6. § 4 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

(1) „ Fallen im Rahmen eines elektronisch durchgeführten Verwaltungsverfahrens 
Gebühren oder sonstige Forderungen an, muss die Behörde die Einzahlung dieser 
Gebühren oder die Begleichung dieser sonstigen Forderungen durch Teilnahme an 
verschiedenen im elektronischen Geschäftsverkehr üblichen, möglichst barrierefreien und 
hinreichend sicheren Zahlungsverfahren ermöglichen.“ ‘ 

d) Nummer 8 wird wie folgt geändert: 

aa) Dem § 5 Absatz 3 werden die folgenden Sätze angefügt: 

„Die Datenübermittlungen zwischen öffentlichen Stellen nach diesem Absatz sind 
durch die jeweiligen Stellen in einer Weise zu protokollieren, die eine Kontrolle der 
Zulässigkeit von Datenabrufen technisch unterstützt. Die Pflicht nach Satz 3 gilt ab 
dem Tag, der dem Tag folgt, an dem das Bundesministerium des Innern und für 
Heimat im Bundesanzeiger bekannt gibt, dass die technischen und rechtlichen 
Voraussetzungen für eine Anzeige der Datenübermittlungen nach diesem Absatz im 
Datenschutzcockpit nach § 10 des Onlinezugangsgesetzes vorliegen. § 9 Absatz 2 und 
3 des Identifikationsnummerngesetzes gilt ab diesem Zeitpunkt entsprechend.“ 

bb) In § 6 Absatz 3 werden die Wörter „durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates nach Anhörung der kommunalen Spitzenverbände“ durch die Wörter 
„nach Anhörung der kommunalen Spitzenverbände durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates“ ersetzt. 

e) In Nummer 10 § 9a Absatz 3 Nummer 6 werden die Wörter „mindestens einem“ durch das 
Wort „verschiedenen“ und die Wörter „und hinreichenden“ durch die Wörter „, möglichst 
barrierefreien und hinreichend sicheren“ ersetzt. 
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f) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

13. ‚ § 16 wird durch die folgenden §§ 16 und 16a ersetzt: 

„§ 16 

Nutzerfreundlichkeit und Barrierefreiheit 

Die Behörden des Bundes gestalten die elektronische Kommunikation und die 
elektronischen Dokumente nutzerfreundlich und barrierefrei. Für die barrierefreie 
Gestaltung gilt die Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung entsprechend. 

§ 16a 

Open Source 

Die Behörden des Bundes sollen offene Standards nutzen und bei neu 
anzuschaffender Software Open-Source-Software vorrangig vor solcher Software 
beschaffen, deren Quellcode nicht öffentlich zugänglich ist oder deren Lizenz die 

Verwendung, Weitergabe und Veränderung einschränkt.“ ‘ 

3. In Artikel 3 Nummer 1 § 3 Absatz 2 werden nach dem Wort „ermächtigt,“ die Wörter „nach 
Prüfung durch das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik und“ eingefügt. 

4. Artikel 7 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

2. ‚ In § 1 werden die Wörter „juristischen Personen, Vereinigungen, denen ein Recht 
zustehen kann, natürlichen Personen, die gewerblich oder beruflich tätig sind,“ durch die 
Wörter „Unternehmen im Sinne des § 3 Absatz 2 des 
Unternehmensbasisdatenregistergesetzes“ und die Wörter „bereit zu stellen“ durch das 
Wort „bereitzustellen“ ersetzt.‘ 

5. Nach Artikel 8 werden die folgenden Artikel 8a bis 8g eingefügt: 

‚Artikel 8a 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I 
S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 139b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Nummer 7 wird wie folgt gefasst:  

„7. amtlicher Gemeindeschlüssel,“. 

b) Absatz 4a wird wie folgt gefasst: 

„(4a) Die in Absatz 3 Nummer 3 bis 8 und 10 aufgeführten Daten werden bei einer 
natürlichen Person, die ein Nutzerkonto im Sinne des § 2 Absatz 5 des 
Onlinezugangsgesetzes nutzt, auch zum Nachweis der Identität als Nutzer dieses 
Nutzerkontos gespeichert; diese Daten dürfen auf Veranlassung des Nutzers eines 
Nutzerkontos elektronisch an das Nutzerkonto übermittelt werden.“ 
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c) Absatz 6 Satz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. amtlicher Gemeindeschlüssel,“. 

2. § 139c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Nummer 9, Absatz 4 Nummer 10 und Absatz 5 Nummer 11 werden jeweils 
nach dem Wort „Registergericht“ die Wörter „einschließlich Altgericht“ eingefügt. 

b) Absatz 6a wird wie folgt gefasst: 

„(6a) Die in Absatz 3 Nummer 1, 3, 5, 7, 8 und 9, in Absatz 4 Nummer 1, 3, 5, 7, 8 
und 10 sowie in Absatz 5 Nummer 1, 4, 6, 8, 9 und 11 aufgeführten Daten werden bei 
einem Unternehmen im Sinne des Unternehmensbasisdatenregistergesetzes, das ein 
Nutzerkonto im Sinne des § 2 Absatz 5 des Onlinezugangsgesetzes nutzt, auch zum 
Nachweis der Identität als Nutzer dieses Nutzerkontos gespeichert; diese Daten dürfen 
auf Veranlassung des Nutzers eines Nutzerkontos elektronisch an das Nutzerkonto 
übermittelt werden.“ 

Artikel 8b 

Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

Artikel 97 § 5a des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 26 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 5a 

Identifikationsnummer und Wirtschafts-Identifikationsnummer“. 

2. Der Wortlaut wird Absatz 1. 

3. Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) § 139b Absatz 3, 4a und 6 sowie § 139c Absatz 3, 4, 5 und 6a der Abgabenordnung 
in der Fassung des Artikels 8a Nummer 1 des Gesetzes vom … [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes] sind ab dem Tag anzuwenden, der 
dem Tag folgt, an dem das Bundesministerium der Finanzen im Bundesgesetzblatt 
bekannt gibt, dass die technischen Voraussetzungen für die Verarbeitung des amtlichen 
Gemeindeschlüssels und des Altgerichts jeweils vorliegen.“ 

Artikel 8c 

Änderung der Zivilprozessordnung 

Die Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005 
(BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. § 371a Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Auf elektronische Dokumente, die von einer Behörde innerhalb der Grenzen ihrer 
Amtsbefugnisse oder von einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person innerhalb des 
ihr zugewiesenen Geschäftskreises in der vorgeschriebenen Form erstellt worden sind 
(öffentliche elektronische Dokumente), finden die Vorschriften über die Beweiskraft 
öffentlicher Urkunden entsprechende Anwendung. Ist das Dokument von der Behörde mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur oder einem qualifizierten elektronischen 
Siegel oder von der mit öffentlichem Glauben versehenen Person mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur versehen, so gilt § 437 entsprechend. Das Gleiche gilt, wenn das 
Dokument im Auftrag der Behörde oder der mit öffentlichem Glauben versehenen Person 
durch einen akkreditierten Diensteanbieter mit seiner qualifizierten elektronischen 
Signatur gemäß § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes versehen ist und die 
Absenderbestätigung die Behörde oder die mit öffentlichem Glauben versehene Person als 
Nutzer des De-Mail-Kontos ausweist.“ 

2. § 371b wird wie folgt gefasst: 

„§ 371b 

Beweiskraft gescannter öffentlicher Urkunden 

Wird eine öffentliche Urkunde nach dem Stand der Technik von einer Behörde oder 
von einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person in ein elektronisches Dokument 
übertragen und liegt die Bestätigung vor, dass das elektronische Dokument mit der 
Urschrift bildlich und inhaltlich übereinstimmt, finden auf das elektronische Dokument 
die Vorschriften über die Beweiskraft öffentlicher Urkunden entsprechende Anwendung. 
Sind das Dokument und die Bestätigung von der Behörde mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur oder einem qualifizierten elektronischen Siegel oder von der mit 
öffentlichem Glauben versehenen Person mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
versehen, so gilt § 437 entsprechend.“ 

Artikel 8d 

Änderung des Bundesberggesetzes 

In § 16 Absatz 1 Satz 1 des Bundesberggesetzes vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden 
ist, werden die Wörter „; die elektronische Form ist ausgeschlossen“ gestrichen. 

Artikel 8e 

Änderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch – Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz – 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 130), das zuletzt durch 
Artikel 7a des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 408) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
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1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 67e wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 67f Erhebung und Übermittlung von Sozialdaten zur Nachweiserbringung“. 

b) Nach der Angabe zu § 77 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 77a Grenzüberschreitende Nachweisabrufe“. 

2. Nach § 67a Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Als Erhebung nach Satz 1 gilt auch die Entscheidung der betroffenen Person nach § 67f 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 4 Satz 2 oder ein ausdrückliches 
Ersuchen im Anwendungsbereich des § 77a.“ 

3. Nach § 67e wird folgender § 67f eingefügt: 

„§ 67f 

Erhebung und Übermittlung von Sozialdaten zur Nachweiserbringung 

(1) Wird ein Verwaltungsverfahren elektronisch durchgeführt, ist die Erhebung von 
Sozialdaten zulässig, wenn nach Wahl der betroffenen Person 

1. die nachweisanfordernde Stelle den jeweiligen Nachweis automatisiert bei der 
nachweisliefernden Stelle abruft, sofern der jeweils erforderliche Nachweis 
elektronisch vorliegt und ohne zeitlichen Verzug automatisiert abgerufen werden 
kann, oder 

2. die betroffene Person den jeweiligen Nachweis elektronisch einreicht. 

Nachweise sind Unterlagen und Daten jeder Art unabhängig vom verwendeten Medium, 
die zur Ermittlung des Sachverhalts geeignet sind. Nachweisanfordernde Stelle kann die 
für die Entscheidung zuständige Behörde oder eine andere öffentliche Stelle sein, die 
dafür zuständig ist, Nachweise einzuholen und an die für die Entscheidung zuständige 
Behörde weiterzuleiten. Nachweisliefernde Stelle ist diejenige öffentliche Stelle, die dafür 
zuständig ist, den Nachweis auszustellen. 

(2) Hat sich die betroffene Person für den automatisierten Nachweisabruf 
entschieden, darf die nachweisanfordernde Stelle den Nachweis der betroffenen Person 
bei der nachweisliefernden Stelle abrufen und die nachweisliefernde Stelle den Nachweis 
an die nachweisanfordernde Stelle übermitteln, wenn 

1. dies zur Erfüllung der Aufgabe der nachweisanfordernden Stelle erforderlich ist und 

2. die nachweisanfordernde Stelle den Nachweis auch auf Grund anderer 
Rechtsvorschriften bei der betroffenen Person erheben dürfte. 

Die in Absatz 1 Satz 3 zweite Alternative genannte andere öffentliche Stelle darf den 
Nachweis an die für die Entscheidung zuständige Stelle übermitteln. Die 
Datenübermittlungen zwischen öffentlichen Stellen nach diesem Absatz sind durch die 
jeweiligen Stellen in einer Weise zu protokollieren, die eine Kontrolle der Zulässigkeit 
von Datenabrufen technisch unterstützt. Die Pflicht nach Satz 3 gilt ab dem Tag, der dem 
Tag folgt, an dem das Bundesministerium des Innern und für Heimat im Bundesanzeiger 
bekannt gibt, dass die technischen und rechtlichen Voraussetzungen für eine Anzeige der 
Datenübermittlungen nach diesem Absatz im Datenschutzcockpit nach § 10 des 
Onlinezugangsgesetzes vorliegen. § 9 Absatz 2 und 3 des Identifikationsnummerngesetzes 
gilt ab diesem Zeitpunkt entsprechend. 
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(3) Soll der Nachweis aus einem Register, welches in der Anlage zum 
Identifikationsnummerngesetz aufgeführt ist, abgerufen werden, darf die nachweis-
anfordernde Stelle die Identifikationsnummer nach § 1 des Identifikationsnummern-
gesetzes zur Zuordnung der Datensätze der betroffenen Person und zum Abruf des 
Nachweises an die nachweisliefernde Stelle übermitteln. Das Nachweisabrufersuchen darf 
zusätzlich weitere Daten im Sinne von § 4 Absatz 2 und 3 des Identifikationsnummern-
gesetzes, in der Regel das Geburtsdatum, zur Validierung der Zuordnung enthalten. Zu 
diesem Zweck darf die nachweisliefernde Stelle diese Daten verarbeiten. 

(4) Bevor die für die Entscheidung zuständige Behörde den abgerufenen Nachweis 
verwenden darf, hat die betroffene Person im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 die 
Möglichkeit, den Nachweis vorab einzusehen. Die betroffene Person kann entscheiden, ob 
der Nachweis für das Verwaltungsverfahren verwendet werden soll. 

(5) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Nachweiserhebung und des 
Nachweisabrufs nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 trägt die nachweisanfordernde Stelle.“ 

4. Nach § 77 wird folgender § 77a eingefügt: 

„§ 77a 

Grenzüberschreitende Nachweisabrufe 

(1) Die zuständige Behörde darf bei einer Behörde eines anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Union einen Nachweis nach Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2018/1724 vom 2. Oktober 2018 über die Einrichtung eines einheitlichen digitalen 
Zugangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Problemlösungsdiensten und zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABl. L 295 vom 21.11.2018, S. 1) 
automatisiert abrufen, wenn dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben für eines der Verfahren 
nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1724 erforderlich ist. 

(2) Die automatisierte Übermittlung eines Nachweises nach Artikel 14 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) 2018/1724 an eine Behörde eines anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Union ist zulässig, wenn diese Behörde zuständig ist und die Übermittlung 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben für eines der Verfahren nach Artikel 14 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2018/1724 erforderlich ist. 

(3) Bei der Verarbeitung nach den Absätzen 1 und 2 können intermediäre Plattformen 
zum Einsatz kommen.“ 

Artikel 8f 

Änderung des Personalausweisgesetzes 

Nach § 10 des Personalausweisgesetzes vom 18. Juni 2009 (BGBl. I S. 1346), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 271) geändert worden ist, 
wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Das Bundesministerium des Innern und für Heimat soll nach Prüfung durch das 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik für Fälle, in denen der Nachweis der 
Identität durch einen elektronischen Identitätsnachweis nach § 18 dieses Gesetzes, nach § 12 
des eID-Karte-Gesetzes oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes erbracht wurde, für 
die spätere Authentisierung des Inhabers des elektronischen Identitätsnachweises auch andere 
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Authentisierungsmittel befristet zulassen. Das Bundesministerium des Innern und für Heimat 
gibt die Zulassung und die Dauer der Befristung im Bundesanzeiger bekannt.“ 

Artikel 8g 

Änderung des Identifikationsnummerngesetzes 

§ 6 Absatz 3 des Identifikationsnummerngesetzes vom 28. März 2021 (BGBl. I S. 591; 2023 
I Nr. 230), das durch Artikel 15 des Gesetzes vom 28. Juni 2021 (BGBl. I S. 2250; 2023 I 
Nr. 230) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefügt: 

„2. Sofern ein Datenabrufersuchen nach Nummer 1 nicht veranlasst werden kann, weil 
Wohnort und Postleitzahl nicht vorliegen, kann ein Datenabrufersuchen durchgeführt 
werden, wenn das Datenabrufersuchen mindestens den Familiennamen, den 
Vornamen und das Geburtsdatum enthält.“ 

2. Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3.‘ 

6. Artikel 9 wird wie folgt gefasst: 

„Artikel 9 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) In Artikel 1 Nummer 14 tritt § 12 Absatz 2 Satz 3 mit Wirkung vom 1. Juli 2023 in 
Kraft.“ 
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